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Als Reaktion auf die aktuellen Verwerfungen auf den Ener-
gie- und Rohstoffmarkten und die damit zusammenhan-
genden finanziellen Belastungen fir Unternehmen tritt am
9. November 2022 das Gesetz zur voribergehenden An-
passung sanierungs- und insolvenzrechtlicher Vorschriften
zur Abmilderung von Krisenfolgen (Sanierungs- und insol-
venzrechtliches Krisenfolgenabmilderungsgesetz — Sa-
ninsKG) in Kraft. Kern des SaninskKG ist eine zeitlich be-
fristete Entscharfung des Insolvenzeréffnungstatbestands
der Uberschuldung gemaR § 19 InsO.

Als Grundlage dient das im Zuge der Corona-Krise verab-
schiedete COVID-19-Insolvenz-Aussetzungsgesetz (CO-
VInsAG). Da das Gesetz kiinftig nicht mehr ausschlieRlich
Bestimmungen zur Abmilderung der Folgen der COVID-
19-Pandemie enthalt, wird es in SaninsKG umbenannt und
um einige neue Regelungen erganzt:

I. Modifikation der Insolvenzantragspflicht
wegen Uberschuldung gemaf} § 19 InsO

Die weitreichendste Neuregelung des Gesetzes ist eine
temporare Anpassung der Insolvenzantragspflicht wegen
Uberschuldung nach § 19 InsO.

1. Verkiirzung des Prognosezeitraums fiir die Fortbe-
stehensprognose

Der Eréffnungsgrund der Uberschuldung liegt gemaR dem
Wortlaut von § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO vor,

.wenn das Vermdgen des Schuldners die bestehenden
Verbindlichkeiten nicht mehr deckt, es sei denn, die Fort-
fliihrung des Unternehmens in den nédchsten zwdlf Mona-
ten ist nach den Umsténden liberwiegend wahrscheinlich.“

Damit wird unabhangig vom Vorliegen einer bilanziellen
Uberschuldung die insolvenzrechtliche Uberschuldung
durch eine positive Fortbestehensprognose ausgeschlos-
sen: Ist das Fortbestehen des Unternehmens den Umstan-

den nach tberwiegend wahrscheinlich, scheidet die Uber-
schuldung als Insolvenzgrund aus, ohne dass es noch ei-
ner bilanziellen Prifung bedarf.

Eine Fortbestehensprognose im Sinne des Erdffnungs-
grunds der Uberschuldung gemaR § 19 Abs. 2 Satz 1 InsO
kann angenommen werden, wenn die Gesellschaft im (rol-
lierenden) Prognosezeitraum von zwdlf Monaten Uber aus-
reichende finanzielle Mittel verfiigt, um den fallig werden-
den Verbindlichkeiten im Zeitpunkt der Falligkeit nachzu-
kommen (sog. Durchfinanzierung).

Nunmehr wird gemal § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SaninskKG
der Prognosezeitraum flr die insolvenzrechtliche Fortbe-
stehensprognose von zwolf auf vier Monate verkiirzt,
mithin ist eine Durchfinanzierung fir vier Monate ausrei-
chend. Auch Unternehmen, bei denen bereits vor dem
9. November 2022 eine Uberschuldung vorlag, kénnen
sich gemaR § 4 Abs. 2 Satz 2 SaninsKG auf den verkiirz-
ten viermonatigen Prognosezeitraum berufen.

Dies setzt jedoch voraus, dass der fiir eine rechtzeitige In-
solvenzantragstellung mafgebliche Zeitpunkt im Sinne
von § 15a Abs. 1 Satz 2 InsO noch nicht verstrichen ist.
Unternehmen, die somit vor Inkrafttreten des SanlnskKG
bereits Uberschuldet waren, muissen prifen, ob die
Hochstfrist von maximal sechs Wochen zwischen Eintritt
der Uberschuldung und Inkrafttreten des SanlnskG nicht
bereits abgelaufen ist. Sollte die Hdchstfrist zur Insol-
venzantragstellung bereits verstrichen sein, greifen fur
diese Unternehmen die Regelungen des SanlnskKG, also
insbesondere der verkirzte Prognosezeitraum und die
verlangerte Antragshochstfrist (hierzu sogleich) nicht und
die Insolvenzantragspflicht besteht fort. Soweit die Hochst-
frist jedoch vor Inkrafttreten noch nicht verstrichen ist, dar-
Uber hinaus keine Zahlungsunfahigkeit vorliegt und das
Fortbestehen des Unternehmens jedenfalls (rollierend!) fur
die nachsten vier Monate tiberwiegend wahrscheinlich ist,
kann eine zuvor bestandene Insolvenzantragspflicht ent-
fallen. Dabei ist stets zu beachten, dass die Hochstfrist
i.S.v. § 15a Abs. 1 S. 2 InsO nicht in jedem Fall ausgereizt
werden darf (siehe hierzu auch unter 1.2.).
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Bereits im Insolvenzeréffnungsverfahren befindliche Un-
ternenmen sollen gar bei einer isolierten Uberschuldung,
die durch den kirzeren Prognosezeitraum der neuen Re-
gelung entfallen wirde, einen selbst gestellten Insol-
venzantrag zuricknehmen kénnen. Ob dies aufgrund der
mit einer Insolvenzantragstellung verbundenen Kollateral-
schaden — z.B. Lieferanten stellen auf Vorkasse um — rea-
listisch ist, bleibt abzuwarten.

Anders als das COVInsAG ist der Anwendungsbereich des
§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SaninsKG nicht an eine entspre-
chende Voraussetzung gebunden (wie beispielsweise
ein Kausalitatserfordernis, das die Prognoseunsicherhei-
ten auf die Entwicklungen an den Energiemarkten riickbe-
zieht). Der Gesetzgeber begriindet dies damit, dass na-
hezu alle Wirtschaftsteilnehmer zumindest mittelbar von
den derzeitigen Verhaltnissen betroffen seien und sich ein
Kausalitatserfordernis daher nur schwerlich festlegen
lieRe.

2. Die Hochstfrist fiir die Insolvenzantragstellung we-
gen Uberschuldung wird erhoht

Gemall dem neu eingefligten § 4a SaninsKG wird die
Hochstfrist fir die Stellung eines Insolvenzantrags wegen
Uberschuldung von derzeit sechs auf acht Wochen
hochgesetzt. Nachdem die Antragsfrist flir die Stellung ei-
nes Insolvenzantrags wegen eingetretener Uberschuldung
im Zuge des SaninsFoG bereits von drei auf sechs Wo-
chen verlangert wurde, soll durch diese Regelung weiterer
zeitlicher Spielraum geschaffen werden. Naturlich andert
die Neuregelung nichts daran, dass Insolvenzantrage
weiterhin ohne schuldhaftes Zégern zu stellen sind
(§ 15a Abs. 1 Satz 1 InsO). Wenn zu einem friiheren Zeit-
punkt feststeht, dass eine nachhaltige Beseitigung der
Uberschuldung nicht erwartet werden kann, darf die
Hochstfrist nicht ausgeschopft werden.

Die Hochstfrist zur Antragstellung wegen Zahlungsunfa-
higkeit bleibt unberuhrt.

3. Zeitlicher Geltungsbereich

Die oben genannten Neuregelungen gelten bis zum
31. Dezember 2023. Die Gesetzesbegrindung weist je-
doch darauf hin, dass die Regelungen schon vor dem Ab-
lauf der Geltungsdauer einen Teil ihrer praktischen Wirk-
samkeit einbiiflen kdénnen. Dies soll etwa dann der Fall
sein, wenn fir ein Unternehmen weniger als vier Monate
vor dem Ablauf der Geltungsdauer feststehe, dass es un-
mittelbar nach dem Ablauf dieser Geltungsdauer unter
dem dann wieder maRgeblichen Uberschuldungsbegriff

des § 19 InsO Uberschuldet sein wird (siehe hierzu auch
unter IIL.).

Die Insolvenzantragspflicht wegen Zahlungsunfahigkeit
bleibt von der Regelung unberihrt.

I1. Die Planungszeitriume fiir Eigenverwaltungs-
und Restrukturierungsplanungen werden ver-
kiirzt

Gleichermalen wird auch der zeitliche Horizont eines Fi-
nanzplans zur Erreichung einer Eigenverwaltung nach
§ 270a Abs.1 Nr.1 InsO (§4 Abs.2 Satz1 Nr.2 Sa-
ninsKG) oder zur Beantragung einer Stabilisierungsan-
ordnung nach § 50 Abs. 2 Nr. 2 StaRUG (§4 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 SaninskKG) jeweils von sechs auf vier Monate
verkiirzt.

ITI. Zusammenfassung und Praxishinweise

Die erhebliche Verkiirzung des Prognosezeitraums von
zwOlf auf nunmehr lediglich vier Monate in Kombination mit
der verlangerten Antragshochstfrist entscharft den Insol-
venzantragsgrund der Uberschuldung. Fir Geschéaftsleiter
ersetzt die Verkilrzung des Prognosezeitraums jedoch
keinesfalls die intensive Auseinandersetzung mit der
mittel- bis langfristigen Unternehmensplanung. Diese
sollte auch weiterhin deutlich Gber den vier Monatszeit-
raum hinaus aufgestellt werden, fortwahrend auf ihre Plau-
sibilitat hin geprift und bei Anderungen der Umsténde an-
gepasst werden. Denn vermehrt sehen sich Geschéaftslei-
ter direkten Inanspruchnahmen von Glaubigern wegen
Eingehungsbetrugs gemall § 823 Abs. 2 BGB i.V.m.
§ 263 StGB ausgesetzt. Nach der neuen Regelung beste-
hen beispielsweise Risiken, wenn Waren bestellt oder ein
Kredit aufgenommen wird und dabei billigend in Kauf ge-
nommen wird, dass die in vier Monaten + X hieraus er-
wachsenden falligen Verbindlichkeiten nicht bezahlt wer-
den koénnen.

In Bezug auf das geplante Auslaufen der Regelungen
bleibt ein Fragezeichen: Der Gesetzeswortlaut spricht
zwar dafir, dass theoretisch bis zum 31. Dezember 2023,
23:59 Uhr ein Prognosezeitraum von vier Monaten ausrei-
chend ist. Die diesbezugliche — etwas kryptische — amtli-
che Begrindung (siehe unter 1.3.) kdnnte aber darauf hin-
deuten, dass der verkiirzte Prognosezeitraum praktisch
nur bis Anfang September 2023 gelten soll. Mithin ist
aufgrund der vermeintlichen Intention des Gesetzgebers
nach aktuellem Stand erhohte Vorsicht geboten, desto na-
her der 31. Dezember 2023 ruckt.
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Hinweis
Dieser Uberblick dient ausschlieRlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen Sie bei Fragen bitte Ihren

gewohnten Ansprechpartner bei GORG bzw. die Autoren Dr. Daniel Schmitz unter +49 221 33660 — 342 oder dschmitz@goerg.de sowie Dr. Jakob Biinemann, M.Sc.
unter +49 221 33660 - 342 oder jpuenemann@goerg.de an. Informationen zu den Autoren finden Sie auch auf unserer Homepage www.goerg.de.

Unsere Standorte
GORG Partnerschaft von Rechtsanwalten mbB

BERLIN KOLN

Kantstrale 164, 10623 Berlin Kennedyplatz 2, 50679 Kdln

Tel. +49 30 884503-0, Fax +49 30 882715-0 Tel. +49 221 33660-0, Fax +49 221 33660-80
FRANKFURT AM MAIN MUNCHEN

UlmenstraRe 30, 60325 Frankfurt am Main Prinzregentenstrafie 22, 80538 Miinchen

Tel. +49 69 170000-17, Fax +49 69 170000-27 Tel. +49 89 3090667-0, Fax +49 89 3090667-90
HAMBURG

Alter Wall 20 — 22, 20457 Hamburg
Tel. +49 40 500360-0, Fax +49 40 500360-99




	Temporäre insolvenzrechtliche Lockerungen für Unternehmen treten in Kraft
	Hinweis 
	Unsere Standorte 
	GÖRG Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB

	I. Modifikation der Insolvenzantragspflicht      wegen Überschuldung gemäß § 19 InsO
	Die weitreichendste Neuregelung des Gesetzes ist eine temporäre Anpassung der Insolvenzantragspflicht wegen Überschuldung nach § 19 InsO.
	1. Verkürzung des Prognosezeitraums für die Fortbestehensprognose
	2. Die Höchstfrist für die Insolvenzantragstellung wegen Überschuldung wird erhöht
	3. Zeitlicher Geltungsbereich

	II. Die Planungszeiträume für Eigenverwaltungs- und Restrukturierungsplanungen werden verkürzt
	III. Zusammenfassung und Praxishinweise

